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Es obliegt dem beklagten Organ, zu be­
weisen, daß dies nicht der Fall ist. Man­
gels eines solchen Beweises muß das Ge­
richt, das weder nachprüfen kann, ob der 
Grundsatz der Gleichbehandlung der Be­
werber bei der Korrektur der schriftli­
chen Prüfung beachtet worden ist, noch, 
ob die Unregelmäßigkeit das Endergeb­
nis des Auswahlverfahrens verfälschen 
konnte, sowohl die Entscheidung des 
Prüfungsausschusses über die Korrektur 
der Prüfung als auch die späteren Hand­
lungen des Verfahrens aufheben. 

2. Die Bewerber, die eine schriftliche Prü­
fung eines Auswahlverfahrens nicht be­
standen haben, haben ein berechtigtes In­
teresse daran, geltend zu machen, daß 
die Bedingungen des Auswahlverfahrens 
wesentlich geändert wurden durch die 
den Korrektoren vom Prüfungsausschuß 
nach Ablauf der Prüfung erteilte Wei­
sung, die Höchstzahl der Wörter anzu­
heben, die für die Abfassung der Prü­
fungsarbeit vorgeschrieben worden war, 
um sicherzustellen, daß nur vergleichbare 
Arbeiten korrigiert werden. 

URTEIL DES GERICHTS (Dritte Kammer) 
12. Juli 1990* 

In der Rechtssache T-35/89 

Alessandro Albani, Alberto Caferri, Claudio Caruso und Bruno Buffarla, alle 
wohnhaft in Brüssel, Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Gerard Collin, Brüs­
sel, Zustellungsanschrift: Fiduciaire Myson SARL, 6-8, rue Origer, Luxemburg, 

Kläger, 

unterstützt durch 

Verband der internationalen und europäischen Beamten, Prozeßbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte Michel Deruyver und Françoise Decoster, Brüssel, Zustellungsan­
schrift: Fiduciaire Myson SARL, 6-8, rue Origer, Luxemburg, 

Streithelfer. 

* Verfahrenssprache: Französisch. 
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und 

Gewerkschaftsbund, Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Jean-Noël Louis, Brüs­
sel, Zustellungsanschrift: Fiduciaire Myson SARL, 6-8, rue Origer, Luxemburg, 

Streithelfer, 

gegen 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch Rechtsberater Ser­
gio Fabro als Bevollmächtigten, Zustellungsbevollmächtigter: Georgios Kremlis, 
Juristischer Dienst der Kommission, Centre Wagner, Luxemburg-Kirchberg, 

Beklagte, 

wegen Aufhebung der Entscheidungen des Prüfungsausschusses für das allgemeine 
Auswahlverfahren KOM/A/482 

erläßt 

DAS GERICHT (Dritte Kammer) 

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten A. Saggio, der Richter C. Yeraris und 
B. Vesterdorf, 

Kanzler: B. Pastor, Verwaltungsrätin 

aufgrund des schriftlichen Verfahrens und der mündlichen Verhandlung vom 
3. Mai, 6. Juni und 20. Juni 1990, 

folgendes 
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Urteil 

Sachverhalt 

1 Die Kommission eröffnete mit am 12. Februar 1987 veröffentlichter Bekanntgabe 
des Auswahlverfahrens KOM/A/482 (ABl. C 34, S. 15) ein allgemeines Auswahl­
verfahren aufgrund von Befähigungsnachweisen und Prüfungen zur Bildung einer 
Einstellungsreserve von Verwaltungsräten der Besoldungsgruppen 7 und 6 der 
Laufbahngruppe A in den Bereichen Landwirtschaft, Fischerei und Zusammenar­
beit mit den Entwicklungsländern. 

2 Die Prüfungen sollten gemäß der Bekanntgabe in zwei Phasen — einer schriftli­
chen und einer mündlichen — ablaufen. 

3 Die schriftliche Phase war ebenfalls in zwei aufeinanderfolgende Abschnitte unter­
teilt: eine erste schriftliche Prüfung bestehend aus einer Reihe von Fragen mit 
mehreren Antwortvorgaben (Multiple-choice-Verfahren) zur Beurteilung der ein­
schlägigen Kenntnisse des Bewerbers auf den Sachgebieten, auf die sich das Aus­
wahlverfahren bezog; eine zweite — praktische — Prüfung zur Beurteilung der 
analytischen Fähigkeiten des Bewerbers und seiner Erfahrung bei der Bearbeitung 
eines Vorgangs. Nur wer die erste schriftliche Prüfung bestand, konnte an der 
zweiten teilnehmen. 

4 Zur Teilnahme an der mündlichen Phase wurden die Bewerber zugelassen, die bei 
den beiden Prüfungen der schriftlichen Phase von insgesamt 100 Punkten minde­
stens 60 Punkte und bei jeder Einzelprüfung die Mindestpunktzahl erzielt hatten. 

s Die vier Kläger zählten zu den 877 Bewerbern, die zu den schriftlichen Prüfungen 
zugelassen worden waren. Die erste schriftliche Prüfung fand am 20. November 
1987 an 19 verschiedenen Orten in Europa, Südamerika und Australien statt. Die 
Kläger erzielten die Mindestpunktzahl bei der Vorausscheidungsprüfung und nah­
men an der zweiten schriftlichen Prüfung teil. 

6 Bei dieser letztgenannten schriftlichen Prüfung, deren Dauer auf dreieinhalb Stun­
den festgesetzt worden war, gab der Prüfungsausschuß den Bewerbern auf, an­
hand eines Vorgangs einen für die gesamte Ausarbeitung auf 800 "Wörter be­
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schränkten Vermerk vorzulegen. Der — für den Präsidenten der Kommission ab­
gefaßte — Vermerk sollte eine Zusammenfassung des Sonderberichts des Rech­
nungshofs über das System zur Zahlung der Ausfuhrerstattungen für landwirt­
schaftliche Erzeugnisse sowie die persönlichen Ansichten des Bewerbers zu dem 
behandelten Problem umfassen. 

7 Von den 800 Wörtern der Ausarbeitung sollten 300 der Darstellung der persönli­
chen Ansichten der Bewerber gewidmet sein. Die Bewerber sollten die verwende­
ten Wörter selbst zählen und diese Zahlen in entsprechende Tabellen eintragen. 
Die Nichtbeachtung der genannten Bedingungen sowie die Unleserlichkeit der 
Manuskripte sollten dazu führen, daß die Kopien als den Anweisungen nicht ent­
sprechend nicht korrigiert wurden. 

s Nach der Durchführung der zweiten schriftlichen Prüfung und vor ihrer Korrek­
tur wies der Prüfungsausschuß die Korrektoren an, die offensichtlich zu langen 
Manuskripte, das heißt die mit mehr als 1 200 Wörtern, nicht zu korrigieren. 

9 Die Kläger bestanden die zweite schriftliche Prüfung nicht, da sie für die beiden 
Prüfungen nicht das erforderliche Minimum von 60 % der Punkte erreicht hatten. 
Daher wurden sie nicht zur Teilnahme an der mündlichen Prüfung zugelassen, wie 
der Leiter der Abteilung „Einstellungen" ihnen mit Schreiben vom 21. März 1988 
mitteilte. 

io Nur 172 Bewerber wurden zur mündlichen Prüfung zugelassen, von denen 167 
daran teilnahmen. 

u Schließlich wurde am 26. Mai 1988 eine Eignungsliste mit 67 erfolgreichen Bewer­
bern erstellt. 

Verfahren 

i2 Unter diesen Umständen haben die Kläger mit Klageschrift, die am 25. Mai 1988 
bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen ist, Klage erhoben gegen die Ent­
scheidungen des Prüfungsausschusses für das Auswahlverfahren KOM/A/482. 
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i3 Am Tag der Einreichung der Klageschrift haben die Kläger mit besonderem 
Schriftsatz einen Antrag auf einstweilige Anordnung gemäß Artikel 83 § 2 der 
Verfahrensordnung gestellt, mit dem sie die Aussetzung der weiteren Vorgänge 
des Auswahlverfahrens, insbesondere die Aussetzung der Erstellung oder der Be­
kanntgabe der aus diesem Auswahlverfahren resultierenden Eignungsliste, begehr­
ten. 

M Am 12. Juni 1988 haben Anträge auf Zulassung als Streithelfer zur Unterstützung 
der Anträge der Kläger gemäß Artikel 93 der Verfahrensordnung eingereicht 

— der Verband der internationalen und europäischen Beamten (SFIE), 

— der Gewerkschaftsbund, Giovanni di Muro und Arlette Grynberg, 

— die zentrale Personalvertretung. 

Diese Anträge sind sowohl für das Verfahren der einstweiligen Anordnung als 
auch für das Hauptverfahren gestellt worden. 

is Durch Beschluß vom 13. Juni 1988 hat der Präsident der Zweiten Kammer des 
Gerichtshofes den Gewerkschaftsbund und den Verband der internationalen und 
europäischen Beamten als Streithelfer im Verfahren der einstweiligen Anordnung 
zugelassen und die Anträge von Herrn di Muro und Frau Grynberg zurückgewie­
sen. 

i6 In der mündlichen Verhandlung über die einstweilige Anordnung hat die Kommis­
sion angegeben, nur fünf der 172 Bewerber, die die schriftliche Prüfung bestanden 
hätten, hätten die Höchstzahl von 800 Wörtern überschritten und keiner von die­
sen fünf Bewerbern stehe auf der Eignungsliste. In derselben Sitzung hat die zen­
trale Personalvertretung ihren Streithilfeantrag zurückgenommen. 

i7 Mit Beschluß vom 21. Juni 1988 hat der Präsident der Zweiten Kammer des Ge­
richtshofes den Antrag auf einstweilige Anordnung zurückgewiesen. Der Gerichts­
hof hat zwar das Vorgehen der Kommission, diese anonymen Informationen erst 
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in der mündlichen Verhandlung zu erteilen, als bedauerlich bezeichnet, er hat je­
doch gemeint, daß er sie in diesem Stadium des Verfahrens seiner Entscheidung 
zugrunde legen dürfe. Er hat die Ansicht vertreten, daß diesen Informationen zu­
folge die angebliche Fehlerhaftigkeit nicht dazu angetan sei, das Endergebnis des 
Auswahlverfahrens zu verfälschen. 

ie Mit Beschluß vom 13. Dezember 1988 hat der Gerichtshof (Zweite Kammer) den 
Gewerkschaftsbund und den Verband der internationalen und europäischen Beam­
ten als Streithelfer zur Unterstützung der Anträge der Kläger im Hauptverfahren 
zugelassen. 

i9 Mit Beschlüssen vom 13. Dezember 1988 hat der Gerichtshof die Rücknahme der 
Streithilfeanträge von Herrn di Muro und Frau Grynberg sowie des Streithilfean­
trags der zentralen Personalvertretung zur Kenntnis genommen. 

20 Mit Beschluß vom 15. November 1989 hat der Gerichtshof die Rechtssache gemäß 
Artikel 14 des Beschlusses des Rates vom 24. Oktober 1988 zur Errichtung eines 
Gerichts erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften an das Gericht erster 
Instanz verwiesen. 

2i Mit Beschluß vom 13. Februar 1990 hat das Gericht (Dritte Kammer) die Kom­
mission aufgefordert, folgende Unterlagen vorzulegen : 

a) die sich aus dem Auswahlverfahren KOM/A/482 ergebende Eignungsliste; 

b) den Zwischen- und den Abschlußbericht des Prüfungsausschusses über die 
zweite schriftliche Prüfung und die mündliche Prüfung dieses Auswahlverfah­
rens; 

c) die Aktenauszüge in bezug auf die zweite schriftliche Prüfung der 67 erfolgrei­
chen Bewerber oder ein anderes sachdienliches Mittel, mit dem die Zahl der 
von diesen Bewerbern in ihrer Ausarbeitung für die zweite schriftliche Prüfung 
verwendeten Wörter bewiesen werden könnte. 

22 Mit Beschluß vom 14. März 1990 hat das Gericht eine Verlängerung der zur Vor­
legung dieser Unterlagen eingeräumten Frist gewährt. 
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23 Auf den Beschluß des Gerichts hat das beklagte Organ am 22. März 1990 einen 
Teil der angeforderten Unterlagen, und zwar die unter a und b angeführten, vor­
gelegt. Was Punkt c angeht, so hat die Kommission unter Hinweis darauf, daß sie 
„nicht in der Lage [sei], den fraglichen Punkt zu erfüllen", keine Unterlagen vor­
gelegt. 

M Das Gericht hat auf Bericht des Berichterstatters beschlossen, die mündliche Ver­
handlung zu eröffnen. Es hat die Kommission aufgefordert, einige Erläuterungen 
zu geben, die es für die Zwecke des Prozesses für notwendig hielt. Im einzelnen ist 
die Kommission aufgefordert worden, in der mündlichen Verhandlung folgende 
Erläuterungen zu geben: 

a) anzugeben, ob die Eignungsliste immer noch gilt und, falls ihre Geltung been­
det ist, ob aufgrund dieser Liste Einstellungen vorgenommen worden sind; 

b) den Beweis zu erbringen, daß nur fünf Personen die Höchstzahl von 800 Wör­
tern überschritten haben (davon eine mit 810, zwei mit 820 bis 830 und zwei 
weitere mit 840 bis 850 Wörtern); 

c) nachzuweisen, daß die obengenannten fünf Bewerber nicht auf der Liste der 
erfolgreichen Bewerber stehen. 

25 In der Sitzung vom 3. Mai 1990 hat der Bevollmächtigte der Kommission erklärt, 
daß die Geltung der Eignungsliste bis zum 31. Dezember 1990 verlängert worden 
sei und daß aufgrund dieser Liste Einstellungen vorgenommen worden seien. Diese 
Informationen sind durch ein Schriftstück ergänzt worden, das er in der Sitzung 
überreicht hat und auf dem die Namen der bis zu dem Tag eingestellten erfolgrei­
chen Bewerber stehen. Außerdem hat der Bevollmächtigte der Kommission darauf 
hingewiesen, daß es ihm materiell unmöglich sei, die unter Punkt c des vorgenann­
ten Beschlusses sowie unter den Punkten b und c des vom Gericht an die Kommis­
sion gerichteten Fragenkatalogs genannten schriftlichen Prüfungsarbeiten vorzule­
gen, da die schriftlichen Prüfungsarbeiten des Auswahlverfahrens trotz der von 
Herrn Kalbe, dem Leiter der Abteilung „Einstellungen", bei seiner Versetzung er­
teilten entgegengesetzten Weisungen vernichtet worden seien. In Anbetracht dieser 
Tatsache hat die Kommission beantragt, Herrn Kalbe als Zeugen vor dem Gericht 
zu vernehmen, damit er die genannten Fragen beantworte. 

26 Mit Beschluß vom 15. Mai 1990 hat das Gericht, das sich seine Entscheidung über 
den Antrag auf Vernehmung des Herrn Kalbe vorbehielt, entschieden, es sei 
zweckmäßig, die Mitglieder des Prüfungsausschusses Benda und Bouratsis als Zeu-
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gen zu vernehmen. Die Zeugen sind aufgefordert worden, sich zu den Vorgängen 
im Zusammenhang mit der Korrektur der schriftlichen Prüfungsarbeiten des ge­
nannten Auswahlverfahrens zu äußern und nach ihrer Erfahrung die Praxis der 
Verwaltung hinsichtlich der Aufbewahrung der Prüfungsarbeiten nach Ablauf eines 
Auswahlverfahrens zu beschreiben. Das Gericht hat nicht Herrn Ries als Vorsit­
zenden des Prüfungsausschusses als Zeugen vernehmen können, da sich dieser, der 
inzwischen in den Ruhestand versetzt worden ist, nach den der Kanzlei erteilten 
Informationen für unbestimmte Zeit auf einer weiten Reise befand. 

27 In der Sitzung vom 6. Juni 1990 hat das Gericht Herrn Benda und — auf Antrag 
der Kommission — auch Herrn Heine, den stellvertretenden Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses, vernommen. 

28 Herr Benda hat unter anderem ausgesagt, er könne weder die genaue Zahl der 
Bewerber, die die Höchstzahl von 800 Wörtern überschritten hätten, noch die 
Zahl der verwendeten Wörter angeben. Auf jeden Fall dürfte es sich dabei um 
nicht mehr als zehn Bewerber gehandelt haben, und die Zahl der Wörter, die die 
Höchstzahl überschritten hätten, dürfte nicht über 200 gelegen haben. Auch könne 
er nicht sagen, ob einer dieser Bewerber in die Eignungsliste aufgenommen wor­
den sei. Die Weisungen an die Korrektoren, wonach die Korrektur der 1 200 
Wörter nicht überschreitenden Manuskripte erlaubt gewesen sei, hätten bezweckt, 
deren Aufgabe durch Einräumung einer gewissen Flexibilität zu erleichtern. 
Schließlich hat der Zeuge ausgesagt, ihm sei die Praxis der Verwaltung hinsichtlich 
der Aufbewahrung der Unterlagen eines Auswahlverfahrens nicht bekannt. 

29 Der zweite Zeuge, Herr Heine, hat unter anderem ausgesagt, er wisse nicht, ob es 
zur mündlichen Prüfung zugelassene Bewerber gegeben habe, die die Höchstzahl 
von 800 Wörtern überschritten hätten. Von dem Zeitpunkt an, zu dem beschlossen 
worden sei, die Überschreitung von 800 Wörtern zuzulassen, sei diese Frage nicht 
mehr geprüft worden. Der Prüfungsausschuß habe sich damit begnügt, zur Kennt­
nis zu nehmen, daß die Korrektoren keine erhebliche Überschreitung von 800 
Wörtern festgestellt hätten. Er erinnere sich auch nicht, ob sich unter den 67 er­
folgreichen Bewerbern einer befunden habe, der die Schwelle von 800 Wörtern 
überschritten habe. Er kenne auch nicht die Praxis hinsichtlich der Aufbewahrung 
der Unterlagen nach Ablauf eines Auswahlverfahrens. Was das fragliche Auswahl-
verfahren angehe, so seien zwei Sekretärinnen der Generaldirektion (GD) IX da­
mit betraut worden, die Prüfungsarbeiten aufzubewahren. Seiner Ansicht nach hät­
ten diese Sekretärinnen sie nicht selbst vernichten können. 

30 Mit Beschluß vom 6. Juni 1990 hat das Gericht entschieden, es sei zweckmäßig, 
dem Antrag der Kommission auf Vernehmung des Herrn Kalbe als Zeuge zu den 
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Vorgängen im Zusammenhang mit der Korrektur der zweiten schriftlichen Prü­
fung und zum Schicksal der Prüfungsarbeiten nach Ablauf des streitigen Auswahl­
verfahrens stattzugeben. 

3! In der Sitzung vom 20. Juni 1990 hat das Gericht Herrn Bouratsis und Herrn 
Kalbe als Zeugen vernommen. 

32 Herr Bouratsis hat unter anderem ausgesagt, die Bewerber hätten die verwendeten 
Wörter selbst zählen müssen und die Korrektoren hätten natürlich eine Kontrolle 
vornehmen müssen. Die Weisung, die Prüfungsarbeiten mit mehr als 800 Wörtern 
zu korrigieren, sei eine Initiative des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses gewe­
sen, die den übrigen Ausschußmitgliedern später mitgeteilt worden sei. Im übrigen 
sei er außerstande, die Zahl der zu den mündlichen Prüfungen zugelassenen Be­
werber zu nennen, die die Höchstzahl von 800 Wörtern überschritten hätten. Er 
hat ebenfalls ausgesagt, daß er die Verwaltungspraxis hinsichtlich der Aufbewah­
rung der Prüfungsarbeiten nach Ablauf eines Auswahlverfahrens nicht kenne. Was 
die fraglichen Prüfungsarbeiten angehe, so erinnere er sich, daß die Sekretärinnen 
die Vorgänge nach Ablauf des Auswahlverfahrens in einen Safe der GD IX gelegt 
hätten; ihr späteres Schicksal kenne er jedoch nicht. 

33 Herr Kalbe hat unter anderem ausgesagt, daß die Weisungen an die Korrektoren 
vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses vor der Korrektur der zweiten schrift­
lichen Prüfung erteilt worden seien. Die Frage nach der Überschreitung der er­
laubten Wörterzahl habe sich für den Prüfungsausschuß gestellt, als der Gewerk­
schaftsbund sie in einer Mitteilung an das Personal vor der Durchführung der 
mündlichen Prüfungen aufgeworfen habe. Zu dem Zeitpunkt habe der Prüfungs­
ausschuß das Sekretariat um Vornahme einer Kontrolle gebeten. Eine zweite Kon­
trolle sei während des Verfahrens der einstweiligen Anordnung vor dem Gerichts­
hof durchgeführt worden. Die Kontrolle habe sich auf die Prüfungsarbeiten der 
172 Personen bezogen, die zum Mündlichen zugelassen worden seien. Von diesen 
Prüfungsarbeiten habe das Sekretariat diejenigen kontrolliert, auf denen eine Zahl 
von etwa 800 Wörtern angegeben gewesen sei. Bei den übrigen Arbeiten habe er 
Stichproben vorgenommen. Am Ende dieser Kontrolle habe sich gezeigt, daß nur 
fünf Bewerber die Höchstzahl von 800 Wörtern überschritten hätten. Er selbst 
könne die Namen dieser fünf Personen nicht mitteilen, da die Überprüfung an­
hand der Kennzahl des erfolgreichen Bewerbers im Vergleich mit der Kennzahl 
der genannten fünf Personen erfolgt sei. Keine dieser fünf Personen sei in das 
Verzeichnis der erfolgreichen Bewerber aufgenommen worden. Die Vorgänge mit 
den schriftlichen Prüfungsarbeiten würden normalerweise lange aufbewahrt. Was 
die fraglichen Prüfungsarbeiten angehe, so habe er die erforderlichen Weisungen 
erteilt, damit sie aufbewahrt würden. Er habe jedoch die Abteilung „Einstellun­
gen" Ende Juli 1989 verlassen müssen. Als er anläßlich des schriftlichen Verfahrens 
die Archive durchgesehen habe, habe er nichts gefunden. Daraus schließe er, daß 
die Prüfungsarbeiten vernichtet worden sein müßten. 
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34 Nach der Vernehmung der Zeugen sind die Vertreter der Parteien angehört wor­
den; nach deren Ausführungen hat der Präsident die mündliche Verhandlung für 
geschlossen erklärt. 

Anträge der Parteien 

35 Die Kläger beantragen, 

— die Klage für zulässig und begründet zu erklären, 

— demgemäß das gesamte Verfahren der Korrektur der schriftlichen Prüfungsar­
beiten des Auswahlverfahrens, zumindest aber die Entscheidung des Prüfungs­
ausschusses, die Kläger nicht zu den mündlichen Prüfungen des Auswahlver­
fahrens zuzulassen, aufzuheben, 

— der Beklagten die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

36 Das beklagte O r g a n beantragt , 

— die Klage als unbegründet abzuweisen, 

— über die Kosten nach Rechtslage zu entscheiden. 

Zur Begründetheit 

37 Die Kläger machen im wesentlichen geltend, der Prüfungsausschuß für das Aus­
wahlverfahren sei, nachdem er beschlossen habe, den Bewerbern eine bestimmte 
Zeit zu gewähren, ihnen eine Höchstzahl von Wörtern (800) vorgeschrieben habe 
und sie gezwungen habe, diese selbst zu zählen, von seinen Weisungen abgewi­
chen und habe die Korrektoren gebeten, die Prüfungsarbeiten mit mehr als 1 200 
Wörtern nicht zu korrigieren. Damit habe der Prüfungsausschuß den Korrektoren 
vorgeschrieben, die Prüfungsarbeiten der Bewerber zu berücksichtigen, die absicht­
lich gegen die genannten Weisungen verstoßen hätten, indem sie die Zahl der vor­
geschriebenen Wörter überschritten und sich weder die Mühe gemacht noch die 
Zeit genommen hätten, die von ihnen verwendeten Wörter zu zählen. Folglich 
habe der Prüfungsausschuß die von ihm ursprünglich für den Ablauf der schriftli-
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chen Prüfungen festgelegten klaren Bedingungen geändert, indem er es bestimm­
ten Bewerbern ermöglicht habe, sich auf Kosten der übrigen Bewerber einen unbe­
streitbaren Vorteil zu verschaffen. Diese Vorgehensweise stelle einen Verstoß ge­
gen die für den Ablauf der zweiten schriftlichen Prüfung festgelegten Kriterien 
sowie gegen die Grundsätze der Gleichbehandlung, der Objektivität und des Ver­
trauensschutzes dar und müsse daher zur Aufhebung der angefochtenen Entschei­
dungen führen. 

je Die Kommission führt aus, von den 172 Bewerbern, die die zweite schriftliche 
Prüfung bestanden hätten, hätten nur fünf die Höchstzahl von 800 Wörtern über­
schritten, und zwar habe einer bis 810 Wörter, zwei hätten 820 bis 830 und zwei 
weitere 840 bis 850 Wörter verwendet. Keiner dieser fünf Bewerber sei in die Liste 
der erfolgreichen Bewerber aufgenommen worden. Die Änderung der vom Prü­
fungsausschuß festgelegten Bedingungen sei angesichts der besonderen Bedingun­
gen der Prüfung, der Zählfehler, die hätten vorkommen können, und der Struk­
turunterschiede zwischen den von den Bewerbern verwendeten Sprachen, denen 
habe Rechnung getragen werden müssen, gerechtfertigt gewesen. Darüber hinaus 
seien die Kläger von den Weisungen an die Korrektoren nicht betroffen gewesen, 
da ihr Ausschluß nach der zweiten schriftlichen Prüfung auf eine Entscheidung des 
Prüfungsausschusses zurückgehe, die auf einer vergleichenden und objektiven Be­
urteilung der Qualität ihrer Prüfungsarbeiten beruht habe. 

39 Die Kläger bemerken, der Strukturunterschied zwischen den Sprachen könne 
keine Neubewertung der festgelegten Normen um 50 % rechtfertigen. Im vorlie­
genden Fall hätte der Prüfungsausschuß vor der Korrektur der zweiten schriftli­
chen Prüfung zunächst alle Bewerber, die die verwendeten Wörter nicht gezählt 
hätten, sowie alle diejenigen, die die vorgesehene Höchstzahl nicht eingehalten 
hätten, ausschließen müssen. Schließlich vertreten die Kläger die Auffassung, die 
Beklagte habe keinen Beweis erbracht für die Zahl der Bewerber, die die vorgese­
hene Höchstzahl überschritten hätten, und für die Zahl der Wörter, die über diese 
Höchstzahl hinaus verwendet worden seien. Damit ermögliche die Kommission 
weder dem Gericht noch den Klägern, nachzuprüfen, ob die angefochtenen Ent­
scheidungen nicht zu einer Verfälschung der vergleichenden Prüfung der Verdien­
ste der Bewerber geführt hätten. 

40 Die Kommission entgegnet, es sei schwer vorstellbar, wie die vergleichende Prü­
fung der Arbeiten nur dadurch fehlerhaft geworden sein könne, daß der Prüfungs­
ausschuß die Arbeiten der fünf anderen Bewerber berücksichtigt habe, die die 
Höchstzahl von 800 Wörtern leicht überschritten hätten. Sie sei im übrigen bereit 
und in der Lage, dem Gericht den Beweis für ihr Vorbringen zu liefern. Schließ­
lich beruft sich die Kommission auf die Rechtsprechung des Gerichtshofes, wonach 
dem Prüfungsausschuß ein weites Ermessen zustehe und die Begründetheit seiner 
Werturteile vom Gericht nicht nachgeprüft werden könne. 
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Die Streithelfer, die sich dem Vorbringen der Kläger anschließen, heben außerdem 
die Wichtigkeit der zweiten schriftlichen Prüfung und die Tatsache hervor, daß die 
Kommission die Richtigkeit ihrer Behauptungen nicht bewiesen habe. 

Es ist festzustellen, daß die fragliche Bekanntgabe des Auswahlverfahrens unter 
Punkt VII die Art, die Dauer und die Regeln für die Bewertung der schriftlichen 
Prüfungen angibt. Was speziell die zweite schriftliche Prüfung angeht, so sollte sie 
praktischer Natur sein und anhand eines Vorgangs erfolgen, um es den Korrekto­
ren zu ermöglichen, die analytischen Fähigkeiten des Bewerbers und seine Erfah­
rung bei der Bearbeitung eines Vorgangs zu beurteilen. Gemäß der Bekanntgabe 
des Auswahlverfahrens gab der Prüfungsausschuß den Bewerbern auf, einen prak­
tischen Vermerk anzufertigen, und setzte ihnen sowohl eine zeitliche (dreieinhalb 
Stunden) als auch eine redaktionelle (800 Wörter) Grenze, deren Nichtbeachtung 
dazu führen sollte, daß die Manuskripte nicht korrigiert wurden. 

1 Die gesetzten Grenzen hatten den Zweck, den Bewerbern bei der Behandlung des 
Themas der schriftlichen Prüfung die gleichen Bedingungen zu verschaffen und es 
den Korrektoren zu ermöglichen, auf vergleichbare Arbeiten in einheitlicher Weise 
objektive Kriterien anzuwenden. Die Nichtbeachtung der Höchstgrenze von 800 
Wörtern stellt, sofern sie sich als wesentlich erweist, eine Unregelmäßigkeit dar, 
die sowohl die streitige Entscheidung des Prüfungsausschusses über die Korrektur 
der Prüfung als auch das spätere Verfahren fehlerhaft machen kann. 

4 Wenn es sich jedoch um ein allgemeines Auswahlverfahren aufgrund von Befähi­
gungsnachweisen und Prüfungen handelt, dessen Ablauf in mehreren Abschnitten 
erfolgt, rechtfertigt die in einem Zwischenabschnitt aufgetretene Unregelmäßigkeit 
die Aufhebung der angefochtenen Entscheidung nur dann, wenn der Fehler das 
Ergebnis des Auswahlverfahrens verfälscht hat. In einem solchen Fall stellt nämlich 
das Auswahlverfahren ein komplexes Verwaltungsverfahren in dem Sinne dar, daß 
sich die früheren Handlungen in der Abschlußhandlung verkörpert finden. 

5 Im vorliegenden Fall behaupten die Kläger, die den Korrektoren erteilten Weisun­
gen des Prüfungsausschusses stellten eine wesentliche Änderung der Bedingungen 
der zweiten schriftlichen Prüfung dar. Diese Rüge, deren Richtigkeit tatsächlich 
erwiesen ist, erscheint rechtlich begründet. In Anbetracht der vorstehenden Erwä­
gungen stellt nämlich die vom Prüfungsausschuß vorgenommene spätere Neube­
wertung der Zahl der bei der Prüfung zugelassenen Wörter in einem Ausmaß, das 
bis zu 50 % gehen konnte, eine wesentliche Unregelmäßigkeit dar, die weder 
durch den Strukturunterschied der verwendeten Sprachen noch durch etwaige 
Zählfehler der Bewerber gerechtfertigt werden kann, wie die Verwaltung zu Un­
recht meint. 
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46 Das Argument der Beklagten, daß die den Korrektoren erteilten Weisungen die 
Kläger nicht unmittelbar betroffen hätten, ist unbegründet. Die Kläger haben näm­
lich ein berechtigtes Interesse an der Geltendmachung dieser Rüge, die sich auf die 
Einhaltung der bei der gemeinsamen Prüfung gesetzten Grenzen bezieht, damit 
nur vergleichbare Arbeiten korrigiert werden. 

47 Dagegen erscheint unter Berücksichtigung der oben (unter Randnrn. 43 und 44) 
dargelegten Erwägungen das Argument der Beklagten, daß nur fünf Bewerber die 
Höchstzahl von 800 Wörtern leicht überschritten hätten und diese nicht wesentli­
che Unregelmäßigkeit das Endergebnis des Auswahlverfahrens nicht habe verfäl­
schen können, erheblich und ist deshalb zu prüfen. 

48 Da die Kläger nachgewiesen haben, daß der Prüfungsausschuß die Überschreitung 
der gesetzten Grenzen zugelassen hat, obliegt dem beklagten Organ der Beweis 
für die Richtigkeit seiner früheren Behauptungen, zumal im vorliegenden Fall die 
streitigen Prüfungsarbeiten sich in seinem Besitz befinden. 

49 Die Beklagte, die mit Beschluß vom 13. Februar 1990 aufgefordert worden ist, 
diesen Beweis durch Vorlegung sachdienlicher Unterlagen zu erbringen, hat er­
klärt, sie sei nicht in der Lage, diesen Punkt des Beschlusses zu erfüllen. In der 
Sitzung hat der Vertreter der Kommission erläutert, es sei ihm materiell unmög­
lich, die schriftlichen Prüfungsarbeiten vorzulegen, da sie nach der Versetzung des 
Herrn Kalbe, des damaligen Leiters der Abteilung „Einstellungen", vernichtet 
worden seien. Unter diesen Umständen hat das Gericht, wie im Teil „Verfahren" 
dieses Urteils ausführlich dargelegt ist, die Vernehmung von Zeugen beschlossen. 

so Aus den Aussagen der Zeugen ergibt sich, daß der Prüfungsausschuß nicht selbst 
überprüft hat, ob die 800 Wörter überschritten waren. Die Kontrolle ist vom Se­
kretariat der Abteilung „Einstellungen", namentlich anläßlich des Verfahrens der 
einstweiligen Anordnung, vorgenommen worden. Nach der Aussage des Herrn 
Kalbe hat sich diese Kontrolle nicht auf alle Prüfungsarbeiten der 172 zum Münd­
lichen zugelassenen Personen erstreckt, sondern ist auf die Prüfungsarbeiten be­
schränkt worden, auf denen die Bewerber eine Wortzahl von ungefähr 800 in die 
entsprechenden Tabellen eingetragen hatten, während die übrigen Prüfungsarbei­
ten nur stichprobenweise kontrolliert worden sind. Daher ist nicht ausgeschlossen, 
daß von den nicht kontrollierten Prüfungsarbeiten einige die vorgeschriebene 
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Höchstzahl überschritten haben. Folglich kann das Ergebnis dieser Kontrolle nicht 
als zuverlässig angesehen werden. Außerdem gibt es keine Zeugenaussage über die 
Namen der fünf Bewerber, die der Verwaltung zufolge die Höchstzahl überschrit­
ten haben, aber nicht in die Liste der erfolgreichen Bewerber aufgenommen wor­
den sind. Nur die Identifizierung dieser Personen hätte es den Klägern erlaubt, 
einen Gegenbeweis anzubieten. 

si Angesichts dieser Umstände ist festzustellen, daß das beklagte Organ sein Haupt­
argument nicht bewiesen hat, daß nur fünf Bewerber die Höchstzahl von 800 
Wörtern leicht überschritten hätten und daß diese fünf Personen nicht auf der 
Liste der erfolgreichen Bewerber stünden. 

52 Somit kann das Gericht weder nachprüfen, ob der Grundsatz der Gleichbehand­
lung der Bewerber bei der Korrektur der zweiten schriftlichen Prüfung beachtet 
worden ist, noch, ob dieser Fehler das Endergebnis des Auswahlverfahrens verfäl­
schen konnte. 

53 Daraus folgt, daß den Anträgen der Kläger stattzugeben ist und die Korrektur der 
zweiten schriftlichen Prüfung des Auswahlverfahrens KOM/A/482 sowie die spä­
teren Handlungen des Verfahrens aufzuheben sind. Die erneute Korrektur wird 
unter Vornahme einer vergleichenden Neubewertung der Prüfungsarbeiten erfol­
gen müssen, bei denen die gesetzten Grenzen beachtet worden sind. Sollten die 
Prüfungsarbeiten der 172 zum Mündlichen zugelassenen Bewerber jedoch als end­
gültig verloren anzusehen sein oder sollte bei einer erneuten Korrektur die Ge­
heimhaltung der Arbeiten des Prüfungsausschusses nicht möglich sein, so kann die 
Verwaltung selbstverständlich das Auswahlverfahren jederzeit von der zweiten 
schriftlichen Prüfung an wiederaufnehmen. 

Kosten 

54 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung des Gerichtshofes, die nach Artikel 11 
Absatz 3 des vorgenannten Beschlusses des Rates vom 24. Oktober 1988 für das 
Gericht entsprechend gilt, ist die unterliegende Partei auf Antrag zur Tragung der 
Kosten zu verurteilen. Da die Kommission mit ihrem Vorbringen unterlegen ist, 
sind ihr die Kosten einschließlich der Kosten der Streithelfer aufzuerlegen. 
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Aus diesen Gründen 

hat 

DAS GERICHT (Dritte Kammer) 

für Recht erkannt und entschieden: 

1) Die Entscheidung des Prüfungsausschusses für das Auswahlverfahren KOM/ 
A/482 über die Korrektur der zweiten schriftlichen Prüfung sowie die späteren 
Handlungen des Auswahlverfahrens werden aufgehoben. 

2) Die Kommission trägt die Kosten des Verfahrens einschließlich der Kosten der 
Streithelfer. 

Saggio Yeraris Vesterdorf 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 12. Juli 1990. 

Der Kanzler 

H. Jung 
Der Präsident der Dritten Kammer 

A. Saggio 
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